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Begehren nach dem 
Wiener Informationsweiterverwendungsgesetz (WIWG) 

Bescheid 

Ihr Begehren vom 20.09.2014 auf Bereitstellung von Dokumenten zur Weiterverwendung wird 
abgewiesen. 

Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 3 iVm § 12 Abs. 1 Wiener Informationsweiterverwendungsgesetz - WIWG 
idgF 

Begründung 

Mit Ihrem Antrag vom 20.09.2014 begehren Sie gemäß § 11 WIWG die Erteilung einer Auskunft über 
die „durchschnittliche Dauer von der Antragstellung bis zur positiven Erteilung des Aufenthaltstitels 
„Daueraufenthalt-EU" in den Jahren 2010-2013" und für 2014. Weiters beantragen Sie im Fall der 
Verweigerung der Erteilung der beantragten Auskunft die Ausstellung eines Bescheides gemäß § 12 
WIWG. 

Gemäß § 1 Abs. 3 WIWG haben öffentliche Stellen, sofern sie die Weiterverwendung bestimmter 
oder aller in ihrem Besitz befindlicher Dokumente generell genehmigen, sicherzustellen, dass 
diese Dokumente gemäß den Bestimmungen der§§ 5 bis 10 für kommerzielle und nichtkommerzielle 
Zwecke genutzt und nach Möglichkeit in elektronischer Form zur Verfügung gestellt werden können. 

Gemäß § 2 Abs. 1 WIWG regelt dieses Landesgesetz den rechtlichen Rahmen für die 
Weiterverwendung von vorhandenen Dokumenten, die sich im Besitz öffentlicher Stellen (§ 3) 
befinden. Es dient gemäß § 1 Abs. 1 WIWG der Erstellung von Informationsprodukten und 
Informationsdiensten auf Grundlage von Dokumenten öffentlicher Stellen. 

Gemäß § 4 Abs. 2 WIWG ist ein Dokument dann im Besitz einer öffentlichen Stelle, wenn diese 
berechtigt ist, dessen Weiterverwendung zu genehmigen. 

Gemäß §11 Abs. 3Z 3 WIWG hat die öffentliche Stelle ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber 
innerhalb von acht Wochen nach Einlangen des - gegebenenfalls (Abs. 2) präzisierten - Begehrens 

uhfjrsdie-i;. M;i r*och fäU? füf O S - I ä 

http://www.zuwanderer.wien.at


dem Einschreiter oder der Einschreiterin schriftlich unter Anführung der maßgeblichen Gründe und 
Hinweis auf die Rechtsschutzmöglichkeiten (§ 12 Abs. 1) mitzuteilen, dass seinem oder ihrem 
Begehren zur Gänze oder gegebenenfalls teilweise nicht entsprochen werden kann. 
Die öffentliche Stelle hat sich dabei - soweit möglich und sinnvoll - elektronischer Mittel zu bedienen. 

Gemäß § 12 Abs. 1 WIWG hat die öffentliche Stelle, wurde dem Einschreiter oder der Einschreiterin 
gemäß § 11 Abs. 3 Z 3 mitgeteilt, dass seinem oder ihrem Begehren zur Gänze oder teilweise nicht 
entsprochen werden kann, hierüber auf Antrag einen Bescheid zu erlassen, sofern sie zur Erlassung 
von Bescheiden befugt ist. Der Antrag ist vom Einschreiter oder von der Einschreiterin binnen zwei 
Wochen nach Zugang der ablehnenden Mitteilung bei der öffentlichen Stelle schriftlich einzubringen. 

Aus Sicht der Magistratsabteilung 35 als öffentliche Stelle im Sinn des WIWG war ein Verfahrensschritt 
nach § 11 Abs. 3 WIWG und Belehrung über die Rechtsschutzmöglichkeit des § 12 Abs. 1 WIWG nicht 
erforderlich, zumal Sie unmittelbar mit ihrer Antragstellung für den Fall der Verweigerung der 
beantragten Auskunft die Erlassung eines Bescheides gemäß § 12 Abs. 1 WIWG begehren. 

Die Magistratsabteilung 35 hat die Weiterverwendung der in ihrem Besitz befindlichen Dokumente nicht 
generell genehmigt. Europarechtliche Grundlage des WIWG ist die Richtlinie 2003/98/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 über die Weiterverwendung von 
Informationen des öffentlichen Sektors. In § 1 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 WIWG kommt klar zum Ausdruck, 
dass es Sache der jeweiligen öffentlichen Stelle ist, zu entscheiden, ob ein Dokument zur 
Weiterverwendung zur Verfügung gestellt und daher dessen Weiterverwendung genehmigt wird. So 
auch der Erwägungsgrund 9 der RL 2003/98/EG, erster Satz: 

Diese Richtlinie enthält keine Verpflichtung zur GestattunQ der Weiterverwendung von Dokumenten. 
Die Entscheidung, ob eine Weiterverwendung genehmigt wird, ist Sache der Mitgliedstaaten bzw. der 
betreffenden öffentlichen Stellen. 

Da die Magistratsabteilung 35 die Weiterverwendung der in ihrem Besitz befindlichen Dokumente nicht 
generell genehmigt hat, konnte Ihrem Begehren nicht stattgegeben werden. 

Rechtsmittelbelehrung 

Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu erheben. 
Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich bei 
der Magistratsabteilung 35 - Einwanderung und Staatsbürgerschaft, A-1200 Wien, Dresdner Straße 
93, einzubringen. Sie hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Bescheid 
erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich die Behauptung der 
Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die 
Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu enthalten. 

Die Beschwerde kann in jeder technisch möglichen Form übermittelt werden. Bitte beachten Sie, dass 
die Absenderin bzw. der Absender die mit jeder Übermittlungsart verbundenen Risiken (z.B. 
Übertragungsverlust, Verlust des Schriftstückes) trägt. 

Der Abteilungsleiter 

rner Sedlak 




